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Andrang: Schon vor der
Saalöffnung um 19 Uhr standen
dutzende Besucher vor dem Spar-
kassen Carré. Wer rein wollte,
musste ein Spalier motivierter
Wahlhelfer passieren. Von CDU
bis Linke, von Grüne bis FDP – je-
de Partei wollte schon vor dem
Podium möglichst viele Flyer an
den eventuell noch unentschlos-
senen Wähler bringen. Manche
Besucher durchschritten das Spa-
lier in flottem Schritt, den Blick
gekonnt starr geradeaus gerichtet.
An grün-pinker, magenta-gelber,
roter oder schwarzer Wahlwer-
bung schienen sie kein Interesse
zu haben – ihnen war das Ergat-
tern eines Sitzplatzeswichtiger.

Wahlhelfer: Am meisten
Spaß schienen indes die Wahlhel-
fer selbst zu haben. Auch unterein-
ander tauschten sie fleißig Flyer.
„Aha, was habt ihr denn zu bieten?“
– „Oh okay, ja dann tauschen wir
mal CDU gegen FDP.“ Und auch
manche Spitze gegen die andere
Partei blieb nicht aus. „Also das
Beste kommt ja bekanntlich zum
Schluss“, wiederholten die am En-
de des Spaliers stehenden Jungen
Liberalen bei jedem neuen Gast.
„Ihr habt eure Kandidaten dieses
Mal aber kräftig retuschiert“, sagte
der Linke zum CDU’ler. Dieser
nahmesgelassenund lachte.

Süß: Drinnen ging’s mit sü-
ßer Wahlwerbung weiter: Ein gan-
zer Berg voller Glückskekse, ver-
packt in weißes Papier mit dem
Konterfei Martin Rosemanns, lag
auf dem Tischchen der SPD. „Las-
sen Sie sich überraschen“, machte
der Kandidat Hoffnung auf einen
aufmunternden Spruch. Doch auf
dem Zettelchen im Keks war dann
nur der Aufruf, die SPD zu wählen.
Viel Arbeit hat sich auch die FDP
gemacht und winzige Goldschatz-
Schokoladentäfelchen mit einem
Foto von Kandidat Christopher
Gohl beklebt. Die Botschaft: Gohl –
einGoldschatz?

Jung: Politik ist was für alte
Männer? Das Bild, das sich am Po-
diumsabend bot, war nicht ganz so
düster. So schleppte die Grüne Ju-
gend kartonweise Flyer von Chris
Kühn an den Eingang und verteilte
diese mit engagiertem Lächeln.
Auch die Jungen Liberalen – allen
voran die stets strahlende Kreis-
vorsitzende Irene Schuster –, die
Mitglieder der Jungen Union und
der Solid, die Jusos sowie die jun-
gen Anhänger der AfD scheuten
den offensiven Kontakt zu den Be-
suchernnicht.

Unschlüssig: Zu Beginn der
Podiumsdiskussion war sich noch
die Hälfte der Besucher unschlüs-
sig darüber, was sie wählen wer-
den. Dazu gehörte auch Roland
Götz. Der 67-jährige Tübinger
wusste nach der Debatte immerhin
„fast“, wem er seine Erststimme ge-
ben wird. Dubravko Mandic werde
das „auf keinen Fall“ sein. Gleich-
wohl fandGötz es „prima“, dass der
AfD-Kandidat da war. „So einen
mussman ja kennenlernen.“

Vermisst: Eine Gruppe Stu-
denten, alle „Mitte bis Ende 20“,
fand das auch, allerdings waren die
sieben allesamt geschockt darüber,
„wie offen rechts der ist“. Sie ver-
missten lokale Themen beim Podi-
um und vor allem hätten sie gerne
mehr über universitäre Bildung
vondenKandidatengehört.

Nachdenklich: Die 18-jähri-
ge Erstwählerin Lena Kramer war
zum ersten Mal bei einer derarti-
gen Veranstaltung. „Ich hab jetzt
viel Stoff zum Nachdenken“, sagte
sie. Festgelegt hat sie sich noch
nicht, wem sie ihre beiden Kreuze
am Wahlsonntag geben wird. „Ich
schwanke noch zwischen links und
grün.“ slo, kk

AmRanddesPodiums

Vor und nach
der Debatte

en soll ich
wählen? Das
ist eine Frage,
die gut eine
Woche vor der
Wahl noch er-

staunlich vieleMenschen umtreibt.
Jedenfalls behaupten das viele Um-
fragen. So überraschte es nicht,
dass am Donnerstagabend weit
über 500 Interessierte zum TAG-
BLATT-Podium ins Sparkassen-
Carré strömten. Gut ein Viertel
von ihnen zeigten auf, als Modera-
tor Gernot Stegert fragte, wer
noch nicht genau wisse, wen er in
diesem Jahr wählen wolle. Würden
die Kandidaten klarmachen kön-
nen, wie sie sich voneinander ent-
scheiden?

Einem zumindest fiel das nicht
schwer: Dubravko Mandic, der
Kandidat der AFD und einzige
Neuling in der Runde, überragte
die anderen zumindest körperlich
deutlich. Und auch sonst bemühte
sich der Rechtsanwalt aus Freiburg
wacker um Abstand zu den Vertre-
tern der „Altparteien“, wie er sie
nannte.Auf demPodiumschaute er
meist betont abfällig in die Runde,
blätterte in Papieren oder widmete
sich, während die anderen spra-
chen, ausgiebig seinemHandy.

Inhaltlich ging es im Carré vor
allem um „Soziales“. Schwerpunkt-
themen waren die Renten, die Ge-
sundheits- und Wohnraumpolitik.
Die Moderatoren (außer TAG-
BLATT-Chefredakteur Stegert
noch die Politik-Redakteurin Rena-
te Angstmann-Koch) erkundigten
sich aber auch, was die Kandidaten
speziell für ihren Wahlkreis errei-
chenwollen.

Was die Kandidatenwollen
Annette Widmann-Mauz von der
CDU findet prinzipiell, dass
Deutschland so schlecht nicht da-
steht. Das Gesundheitssystem, für
das sie als Staatssekretärin mitver-
antwortlich zeichnet, sei „eines der
leistungsfähigsten der Welt“. Auch
bei den „Arbeitsplätzen haben wir
ganz schön viel ganz schön gut ge-
macht“, und es gebe auch „keine
dramatische Verschlechterung der
Altersversorgung“. Trotzdem sieht
sie auch Gruppen, die Hilfe benö-
tigten. Selbstständige etwa seien
von Altersarmut bedroht, für sie
sollte eine Versicherungspflicht
eingeführt werden. Auch für lang-
jährig Erwerbstätige mit geringem
Einkommen will sie etwas tun.
Ebenso für Alleinerziehende, die
nur wenig Rente erwarten können.
Sie sollen leichterArbeit finden.

Die 51-Jährige, die in Tübingen
Jura und Politik studiert hat (aller-
dings ohne Abschluss), will vor al-
lem die Grundlagen des Wohl-
stands sichern, den Arbeitsmarkt
stärken, in Forschung undEntwick-
lung investieren, aber auch in die
Verkehrs- und die soziale Infra-
struktur. Besonders am Herzen
liegt der Balingerin der „ländliche
Raum“. Er dürfe nicht abgehängt
werden. In der nächstenLegislatur-
periode will sie deshalb den Aus-
bau der B 27 bei Ofterdingen und
am Schindhau ebenso angehen wie
die Verbesserung der ärztlichen
Versorgungauf demLand.

Martin Rosemann setzt ebenfalls
auf den Ausbau der B 27, erinnerte
aber auch an die Regionalstadt-
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bahn. Als Sozialdemokrat ist ihm
allerdings das „Soziale“ ein beson-
ders großes Anliegen. Im Carré
freute sich der Volkswirt über den
von seiner Partei erkämpften Min-
destlohn und forderte einen „star-
ken Sozialstaat“. Außerdem will
der Vater eines zweijährigen Sohns
in Bildung investieren und Gebüh-
ren abschaffen, um „Bildungsge-
rechtigkeit“ zu erreichen.

„Handlungsbedarf“ sieht er
beim Rentensystem. Trotz steigen-
der Beiträge sinke „das Rentenni-
veau bis 2030 auf 44 Prozent ab“,
warnte der SPD-Rentenexperte.
Um die „demographische Heraus-
forderung“ zu bewältigen, möchte
der 40-Jährige deshalb einen „steu-
erfinanzierten Demographiezu-
schuss“ und eine „Solidarrente“ für
alle, die lange gearbeitet haben und
am Ende kaum etwas bekommen.
Mit Steuergeldern aus Berlin
möchte Rosemann aber auch etwas
für Menschen tun, die keine be-
zahlbare Wohnung finden. „Der
Bundmuss amsozialenWohnungs-
baubeteiligtwerden“, findet er.

Chris Kühn sieht den sozialen
Zusammenhalt durch Urbanisie-
rung und Digitalisierung „unter
Druck geraten“. Für den woh-
nungspolitischen Sprecher der
Grünen-Fraktion liegt das auch am
knappen und teuren Wohnraum.
Um die Spekulation zu stoppen,
setzt der Politologe auf den Staat,
der mit Steuermitteln „in sozialen
Wohnraum“ investieren soll. Woh-
nen sei jedenfalls „kein Gut, das auf
dem Markt verhandelt werden
soll“, findet Kühn, weshalb er gieri-
gen Hausbesitzern auch mit einer
wirkungsvollen „Mietpreisbremse“
denAppetit verderbenwill.

Den Rentnern wollen die Grü-
nen mit einer „Garantierente“ den
Lebensabend sichern. 850 Euro soll
jeder bekommen, der mindestens
30 Jahre versichert war. Wie Rose-
mann ist dem Grünen auch der Öf-
fentliche Nahverkehr ein Anliegen.
„Mehr Investitionen in die Schie-
ne“ forderte er. Und er möchte die
umweltfreundliche Energiepro-
duktion in Zukunft wieder mit ei-
nem „Erneuerbare-Energien-Ge-
setz ohneDeckel“ fördern.

Heike Hänsel sieht den sozialen
Friedendurch „niedrige Löhne“ au-

ßer Kraft gesetzt. Nach ihren Er-
kenntnissen leben in Deutschland
allein zwei Millionen Kinder in Ar-
mut. Zugleich habe es einen „im-
mensen Reichtumszuwachs“ gege-
ben, weshalb die stellvertretende
Fraktionsvorsitzende der Linken
nicht nur eine Millionärs- und
Vermögenssteuer fordert, sondern
auch einen Mindestlohn von 12
Euro.

51 Jahre ist Hänsel alt und seit 12
Jahren im Bundestag. „Abgeordne-
te“, stimmt sie mit Kühn überein,
„sollen auch ins Rentensystem ein-
zahlen.“ Und nicht nur Abgeordne-
te. Sie sei „fasziniert“ von der öster-
reichischen Bürgerversicherung,
die von allen Menschen mit Ein-
kommen finanziert wird. Mit dem
österreichischen System müsse es
auch möglich sein, eine „solidari-
sche Mindestrente von 1300 Euro“
zu finanzieren.

Leicht verärgert reagierte die
Außenpolitik-Expertin auf Angst-
mann-Kochs Frage zu Venezuela.
„Venezuela ist nicht unser Haupt-
problem“, wehrte sie zunächst ab,
um dann vor allem die „gewalttäti-
ge rechte Opposition“ und „sehr
starke Interessen von außen“ für
die desolate Lage des sozialistisch
regierten Landes verantwortlich zu
machen.

Die Zeiten, als die FDP sich als
Steuersenkungspartei profilierte,
sind vorbei. Doch will Christopher
Gohl deshalb auch nicht, dass Steu-
erzahler alles finanzieren. Der Poli-
tikwissenschaftler wünscht sich
„einen Staat, der die Menschen in
Ruhe, aber nicht im Stich lässt“.
Wichtig ist ihm, dass jeder seine ge-
rechte Chance bekommt, unabhän-
gig vom Vermögen der Eltern. Bil-
dung und Kitas müssten deshalb
kostenlos sein. Wichtig sind dem
Mitarbeiter des Tübinger Welt-
ethos-Instituts aber auch die Frei-
heit und die Bürgerrechte. Der
Rechtsstaat ist für ihn die wichtigs-
teGrundlagederGesellschaft.

Die österreichische Bürgerversi-
cherungkann ihndagegennicht be-
geistern. „Die ist nicht demogra-
phiefest“, ist er überzeugt. Auch die
Forderungen der anderen Parteien
nach Garantie- und Solidarrenten
sind für ihn „wohlfeil“. Der 42-Jäh-
rige meint: „Was wir verteilen,

müssen wir schließlich vorher er-
wirtschaften.“ Allerdings wolle
auch die FDP „bestimmte Teil der
RentedurchSteuern finanzieren“.

Dubravko Mandic war das alles
„zu technokratisch“. Der 37-Jährige
AFD-Kandidat, der einen serbi-
schen Vater und eine kroatische
Mutter hat, sieht den sozialen Zu-
sammenhang „primär auf der Ebe-
ne des Volkes gegeben“. Dieses
Volk gelte es zu bewahren „und vor
Störungenzu schützen“.

Wie offen sich Mandic selbst als
„ganz klar rechts“ bezeichnete,
überraschte selbst einige AFD-
Wähler im Publikum. Thüringens
Rechtsaußen Björn Höcke ist für
ihn „ein guter Mann“, linke oder li-
berale Politiker hält er für „Träu-
mer“, und die „Altparteien“ zählt er
mitsamt ihrem „medienpolitischen
Kartell“ zu einer „Elite“, gegen die
HöckemitRecht zuFelde ziehe.

Flüchtlingen zu helfen, ist für
ihn nichts anderes als ein „moder-
ner Reichsarbeitsdienst“. Dass das
Erziehungsprogramm der Nazis,
wieModeratorin Angstmann-Koch
anmerkte, anders als das ehrenamt-
liche Engagement der Flüchtlings-
helfer nicht gerade freiwillig gewe-
sen sei, irritierte Mandic nur
kurz. „Da haben Sie ja eine kleine
Widersprüchlichkeit entdeckt“,
spottete er.

Wie siemiteinander streiten
Hart zur Sache ging es, als die Kan-
didaten zum Zweikampf gebeten
wurden. Christopher Gohl bekam
es hier mit Dubravko Mandic zu
tun, der das Grundgesetz, anders
als Gohl, keineswegs als Basis der
Gesellschaft sehen möchte, son-
dern lieber „das Volk, das über
Jahrhunderte gewachsen ist“. Gohl
verteidigte die Rechtsordnung als
„Ausgangspunkt einer sehr erfolg-
reichen Gesellschaft“ und erkun-
digte sich, was denn eigentlich das
Volk sei, von dem Mandic spreche,
und wer alles dazugehöre. So kon-
kret wollte sich der gebürtige Ser-
bokroate dazu nicht äußern: „Im
Ausland werden Sie als Deutscher
wahrgenommen, ob Sie wollen
odernicht“,meinte er nur.

Um Außenpolitik ging es bei
Martin Rosemann und Heike Hän-
sel. Beide waren dafür, die Türkei

vorerst nicht in die EU aufzuneh-
men. Unterschiede zeigten sich
hingegen in der Bewertung der eu-
ropäischen Handelspolitik. Wäh-
rend Rosemann in einer „zuneh-
mend unsicheren Welt“ auf die
„Stärkung der europäischen Uni-
on“ setzt, will Hänsel erstmal die
Lissabon-Verträge ändern, weil sie
weniger die Freiheit der Bürger als
vielmehr die des Kapitalverkehrs
garantierten.

Nicht leicht hatte es Annette
Widmann-Mauz, die gegen Chris
Kühn den vor allem vom CSU-Mi-
nister Alexander Dobrindt zu ver-
antwortenden Umgang mit dem
Diesel-Skandal verteidigen musste.
Was Dobrindt gemacht oder auch
nicht gemacht habe, sei ein Skan-
dal, fand Kühn, der die Gesundheit
der Bürger bedrohe. Widmann-
Mauz verwies darauf, dass für die
Feinstaub-Belastung nicht nur Die-
selmotoren verantwortlich sind.
Man solle Lösungen gemeinsam
mit der Industrie suchen. „Wenn
Grenzwerte gebrochen werden,
muss der Staat reagieren“, hielt
Kühndagegen.

Was sie sich wünschen
In ihren Schlussworten warnten al-
le Kandidaten bis auf einen vor auf-
kommendem Nationalismus. Der
eine war Dubravko Mandic, der an
sein Geburtsland Jugoslawien erin-
nerte, in dem die Wirtschaftskrise
zum blutigenKampf der Völker ge-
führt habe. Genau das, hielt ihm
Hänsel entgegen, sei kein Beleg für
die Macht des Volkes sondern da-
für, „den Sozialstaat wiederherzu-
stellen“. Gohl erinnerteMandic da-
ran, dass er seine Karriere in einer
Partei dem „liberalen Rechtsstaat“
verdanke. Rosemann mahnte das
Publikum, dass „Friede, Freiheit
und Demokratie keine Selbstver-
ständlichkeit“ sei. Widmann-Mauz
warnte vor einem Rückfall in Zei-
ten, „die uns nur Unheil gebracht
haben“. Und Chris Kühn erinnerte
an seineGroßmutter, die die Folgen
des Nationalismus im Zweiten
Weltkrieg hautnah erlebt habe. Er
wolle in zwanzig Jahren seinen
Kindern in die Augen schauen kön-
nen und sagen: „Ich habe alles ge-
tan, damit Deutschland nicht wie-
dernationalistischwird.“

Wie arm ist Deutschland?
TAGBLATT-Podium Von der Mietpreisbremse bis zur Solidarrente: Die Bundestagskandidaten hatten viele Ideen, wie
das Land sozial bleiben oder werden kann. Von Ulrich Janßen

Kein Platzmehr im Carré: Zum TAGBLATT-Wahlpodium kamen über 500 Zuhörer. Bilder: Metz

„Zu welchem Volk gehören denn eigentlich Sie?“ Auf
Christopher Gohls Frage räumte Dubravko Mandic
(links) ein: „Bei mir ist das kompliziert.“

„Die Politik muss eingreifen“, forderte Chris Kühn in
Sachen Diesel. AnnetteWidmann-Mauzwill Umwelt-
ziele „lieber gemeinsammit der Industrie erreichen“.

„Die Türkei liegt auf Platz 8 bei den deutschen Rüstungsexporten“,
kritisierte Heike Hänsel. „Das Land ist halt Natopartner“, anwortete
Martin Rosemann.


